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§ 266 HGB Gliederung der Bilanz 

(1) 1Die Bilanz ist in Kontoform aufzustellen. 2Dabei haben mittelgroße und große 
Kapitalgesellschaften (§ 267 Absatz 2 und 3) auf der Aktivseite die in Absatz 2 und auf der 
Passivseite die in Absatz 3 bezeichneten Posten gesondert und in der vorgeschriebenen 
Reihenfolge auszuweisen. 3Kleine Kapitalgesellschaften (§ 267 Abs. 1) brauchen nur eine 
verkürzte Bilanz aufzustellen, in die nur die in den Absätzen 2 und 3 mit Buchstaben und 
römischen Zahlen bezeichneten Posten gesondert und in der vorgeschriebenen Reihenfolge 
aufgenommen werden. 4Kleinstkapitalgesellschaften (§ 267a) brauchen nur eine verkürzte 
Bilanz aufzustellen, in die nur die in den Absätzen 2 und 3 mit Buchstaben bezeichneten 
Posten gesondert und in der vorgeschriebenen Reihenfolge aufgenommen werden. 

(2) Aktivseite 

A. Anlagevermögen: 
 I. Immaterielle Vermögensgegenstände: 
 1. Selbst geschaffene gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte; 
 2. entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und ähnliche 
  Rechte und Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten; 
 3. Geschäfts- oder Firmenwert; 
 4. geleistete Anzahlungen; 
 II. Sachanlagen: 

1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten einschließlich der Bauten auf 
fremden Grundstücken; 

 2. technische Anlagen und Maschinen; 
 3.  andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung; 
 4.  geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau; 

 III. Finanzanlagen: 
 1.  Anteile an verbundenen Unternehmen; 
 2. Ausleihungen an verbundene Unternehmen; 
 3.  Beteiligungen; 
 4.  Ausleihungen an Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht; 
 5.  Wertpapiere des Anlagevermögens; 
 6.  sonstige Ausleihungen. 
 
B. Umlaufvermögen: 
 I. Vorräte: 
 1.  Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe; 
 2.  unfertige Erzeugnisse, unfertige Leistungen; 
 3.  fertige Erzeugnisse und Waren; 
 4.  geleistete Anzahlungen; 
 II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände: 
 1.  Forderungen aus Lieferungen und Leistungen; 
 2. Forderungen gegen verbundene Unternehmen; 
 3.  Forderungen gegen Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht; 
 4. sonstige Vermögensgegenstände; 
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 III. Wertpapiere: 
 1. Anteile an verbundenen Unternehmen; 
 2.  sonstige Wertpapiere; 
 IV. Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben bei Kreditinstituten und Schecks. 
 
C. Rechnungsabgrenzungsposten. 
 
D. Aktive latente Steuern. 
 
E. Aktiver Unterschiedsbetrag aus der Vermögensverrechnung. 
 

(3) Passivseite 

A. Eigenkapital: 
 I. Gezeichnetes Kapital; 
 II. Kapitalrücklage; 
 III. Gewinnrücklagen: 
 1.  gesetzliche Rücklage; 
 2. Rücklage für Anteile an einem herrschenden oder mehrheitlich beteiligten 
  Unternehmen; 
 3. satzungsmäßige Rücklagen; 
 4. andere Gewinnrücklagen; 
 IV. Gewinnvortrag/Verlustvortrag; 
 V. Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag. 
 
B. Rückstellungen: 
 1. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen; 
 2. Steuerrückstellungen; 
 3. sonstige Rückstellungen. 
 
C. Verbindlichkeiten: 
 1. Anleihen 
  davon konvertibel; 
 2. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten; 
 3. erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen; 
 4. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen; 
 5. Verbindlichkeiten aus der Annahme gezogener Wechsel und der Ausstellung eigener 

Wechsel; 
 6. Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen; 
 7. Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis 

besteht; 
 8. sonstige Verbindlichkeiten, davon aus Steuern, davon im Rahmen der sozialen 

Sicherheit. 
 
D. Rechnungsabgrenzungsposten. 
 
E. Passive latente Steuern. 
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§ 268 HGB Vorschriften zu einzelnen Posten der Bilanz 
Bilanzvermerke 

(1) 1Die Bilanz darf auch unter Berücksichtigung der vollständigen oder teilweisen 
Verwendung des Jahresergebnisses aufgestellt werden. 2Wird die Bilanz unter 
Berücksichtigung der teilweisen Verwendung des Jahresergebnisses aufgestellt, so tritt an 
die Stelle der Posten "Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag" und 
"Gewinnvortrag/Verlustvortrag" der Posten "Bilanzgewinn/Bilanzverlust"; ein vorhandener 
Gewinn- oder Verlustvortrag ist in den Posten "Bilanzgewinn/Bilanzverlust" einzubeziehen 
und in der Bilanz gesondert anzugeben. 3Die Angabe kann auch im Anhang gemacht werden. 
 
§ 275 HGB Gliederung 

(1) 1Die Gewinn- und Verlustrechnung ist in Staffelform nach dem Gesamtkostenverfahren 
oder dem Umsatzkostenverfahren aufzustellen. 2 Dabei sind die in Absatz 2 oder 3 
bezeichneten Posten in der angegebenen Reihenfolge gesondert auszuweisen. 
 

(2) Bei Anwendung des Gesamtkostenverfahrens sind auszuweisen: 
1. Umsatzerlöse 
2. Erhöhung oder Verminderung des Bestands an fertigen und unfertigen Erzeugnissen 
3. andere aktivierte Eigenleistungen 
4. sonstige betriebliche Erträge 
5. Materialaufwand: 
 a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und für bezogene Waren 
 b) Aufwendungen für bezogene Leistungen 
6. Personalaufwand: 
 a) Löhne und Gehälter 
 b) soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung und für Unterstützung, 
  davon für Altersversorgung 
7. Abschreibungen: 
 a) auf immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens und Sachanlagen 
 b) auf Vermögensgegenstände des Umlaufvermögens, soweit diese die in der 

Kapitalgesellschaft üblichen Abschreibungen überschreiten 
8. sonstige betriebliche Aufwendungen 
9. Erträge aus Beteiligungen, 
 davon aus verbundenen Unternehmen 
10. Erträge aus anderen Wertpapieren und Ausleihungen des Finanzanlagevermögens, 
 davon aus verbundenen Unternehmen 
11. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge, 
 davon aus verbundenen Unternehmen 
12. Abschreibungen auf Finanzanlagen und auf Wertpapiere des Umlaufvermögens 
13. Zinsen und ähnliche Aufwendungen, 
 davon an verbundene Unternehmen 
14. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 
15. Ergebnis nach Steuern 
16. sonstige Steuern 
17. Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag. 
 

Der EBIT ergibt sich nach der direkten Methode aus den betrieblichen Erträgen und Aufwendungen 
(vgl. HGB § 275 Abs. 2, Gliederungspunkte 1 – 8) 
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§ 58 AktG Verwendung des Jahresüberschusses 

(1) 1Die Satzung kann nur für den Fall, dass die Hauptversammlung den Jahresabschluss 
feststellt, bestimmen, dass Beträge aus dem Jahresüberschuss in andere Gewinnrücklagen 
einzustellen sind. 2Auf Grund einer solchen Satzungsbestimmung kann höchstens die Hälfte 
des Jahresüberschusses in andere Gewinnrücklagen eingestellt werden. 3Dabei sind Beträge, 
die in die gesetzliche Rücklage einzustellen sind, und ein Verlustvortrag vorab vom 
Jahresüberschuss abzuziehen. 
 
(2) 1Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, so können sie einen Teil des 
Jahresüberschusses, höchstens jedoch die Hälfte, in andere Gewinnrücklagen einstellen. 2Die 
Satzung kann Vorstand und Aufsichtsrat zur Einstellung eines größeren oder kleineren Teils 
des Jahresüberschusses ermächtigen. 3Auf Grund einer solchen Satzungsbestimmung dürfen 
Vorstand und Aufsichtsrat keine Beträge in andere Gewinnrücklagen einstellen, wenn die 
anderen Gewinnrücklagen die Hälfte des Grundkapitals übersteigen oder soweit sie nach der 
Einstellung die Hälfte übersteigen würden. 4Absatz 1 Satz 3 gilt sinngemäß. 
 
 
§ 150 AktG Gesetzliche Rücklage; Kapitalrücklage 

(1) In der Bilanz des nach den §§ 242, 264 des Handelsgesetzbuchs aufzustellenden 
Jahresabschlusses ist eine gesetzliche Rücklage zu bilden. 
 
(2) In diese ist der zwanzigste Teil des um einen Verlustvortrag aus dem Vorjahr geminderten 
Jahresüberschusses einzustellen, bis die gesetzliche Rücklage und die Kapitalrücklagen nach 
§ 272 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 des Handelsgesetzbuchs zusammen den zehnten oder den in der 
Satzung bestimmten höheren Teil des Grundkapitals erreichen. 
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